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Sehr geehrte Frau Dräger,

vielen Dank für lhren Brief zur 21. Bundesl(onfelenz der kommunalen Frauen- und
6leichstellungsbeauftragten im April 2012 in Düsseldorf und die 0bersendung des
Beschlusses zur l(onsistenzprüfung der bundesweiten 6leichstellungspolitik.

Auch wir haben den Ersten 6leichstellungsbericht mit großem lnteresse gelesen. Viele der
dort ausgesptochenen Empfehlungen entsprechen grüner Programmatik, lnsbesondere
das Konzept der Lebensverlaufsperspektive gibt noch einmal wichlige lmpulse für die
Disl(ussion der sozialen, gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen und
die wechselseitigen Zusammenhänge. Denn es istja offensichtlich, dass einerseits die
eigenständige Existenzsicherung durch eigene Erwerbsarbeit ein gesellschaftlich
erwünschtes Ziel ist, andererseits die Regelungen des Ehegattensplittings, ge.ade in
l(ombination mit der kostenfreien Mitversichetung in der l(ranl(enversicherung sowie der
wachsenden Anzahl von 14inijobs gegenläufige Anleize setzen. Wohingegen die Reform des
unterhaltsrecht längere Erwerbsunterbrechungen bei einer Scheidung geradezu bestraft.
Daher sind auch wir der Auffassung, dass ein konsistentes Leitbild und die 0rientierung der
rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen daran, dringend notwendig sind.
Daraus ergibt sich, dass Veränderungen beim Ehegattensplitting, abgeleiteten sozialen
Lejstungen und den Minijobs erforderlich sind.

Dabei müssen wir im Blicl( behalten, dass Menschen sich innerhalb der für sie (früher)
gültigen Regelungen eingerichtet haben und aus Reformen für sie eventuell ergebende
Nachteile nicht unbedingt aus eigener l(raft etwas entgegensetzen können.

Aus unserer Sicht sind Maßnahmen zum Ausbau der l(inderbetreuungsinfrastruktur
unabdingbar, eine,,Belohnung" für deren Nichtinanspruchnahme, wie es die derzeitigen
Pläne zum Betreuungsgeld vorsehen, halten wir für kontraproduktiv, sowohlfür Frauen als
auch für l(inder.

l]"Ilirr,i rTe.hfti lllrlii L,;:"il r.'ri1l,

riir wv;,ctruert. iu nde sir:rr.{.ir:



Bündnis 90/DlE CR0NEN stehen für Entgeltgleichheit, wir haben einen entsprechenden
Antrag in den Deutschen Bundestag eingebracht. Wir wollen ein Entgeltgleichheitsgesetz
um den Gender pay 6ap zügig zu überwinden. Wir haben als erste Fral(tion einen
Cesetzentwurf für eine Quote fü r Aufsichtsräte vorgelegt, wollen diese auch fü r Vorstände
sowie ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft. Der Frauenanteil in Führungs-
positionen ist in Deutschland beschämend niedrig, wir setzen dabei auf gesetziiche
Regelungen, da sich trotz aller ötfentlichen Diskussionen doch sehr wenig tut.

Lassen Sie mich zum Schluss noch anmerken, dass wir als Bundestagsfraktion sehr froh
sind, dass es die Gleichstellungsbeauftragten und die BAG gibt, die für die Durchsetzung
von Gleichstel ung in unserem Land von herausragender Bedeutung sind. 5ie sind nicht nur
für die Frauen (und Männer) vor ort sondern auch für uns gute Verbündete und wichtige
Ansprechpartnerinnen. Daher möchte ich die 6elegenheit nutzen, lhnen allen für lhr
Engagement und lhren Einsatz zu danken.

f4it freundlichen Grüßen
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